,’chiag wer;(ﬂ ex ,,{xv»..\,.:{

gesetz: BGB § 839

Rechitssatz: Nimmt die Polizei einen fahruhtﬁchtigen,Kraftf‘
~ fahrer vorlsufig fest, ohne zugleich den

Krafiwagen polizeilich sicherzustellen, so
‘hat sie dem Krafifahrer gegeniiber die Amts-
‘pflicht, zur Sicherung des Kraftfahrzeugs
das zu tun, was im konkreten Fall der Kraft- =
fahrer selbst zu “tun durch.dle Polizei ge- - N
‘hindert w1rda | : R

%tenzeichen: 11T ZR 23/87 o LG Fulda ‘
frteil des BGH vom 19. Mai 1958 OLG Frapkfurt/Main .
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1II ZR 23/57 t)(;

Verkiindet laut Protokoll

am 19. Mai 1958

Sattler, ap. Justizassistent
als Urkundsbeamter

der Geschidflsstelle

In Nazren d es Volkes

In dem Rechisstreit

des Fuhrunternehmers Jose? ¥ (ENNEENED. FAEND, SENEDs::. @,

Kldgersg, Berufungsbeklagten und Revisionsklégers,

- ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwals (I NNNGEG_GD -

gegen

das Land H e 8 s ¢ n, vertreten durch seinen Ministerprisidenten,
dieser vertreten durch den Minister des Innern, dieser vertreten
durch den Regierungsprisidenten in Kassel,

Beklagten, Berufungskléger-und Revisionsbeklagten,‘
- ProzeBbevollméchtigter: Rechtsanwalt Prof.Dr. (NNNEED -

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die miind-
liche Verhandlung vom 19. Mai 1958 unter Mitwirkung des Senats-
prisidenten Prof.Dr. Geiger sowie der Bundesrichier Dr. Arndt,
Dr. Wolany, Dr. Beyer und Dr. HuBla

fiir Recht erkannt:

Die Revision des Klédgers gegen das Urteil

des 1. Ziviisenats in Kassel des QOberlandes-
gerichis Prankfurt (Main) vom 4. Dezember 1956
wird zurlickgewiesen.

Der Kléger hat .die Kosten des Revisionsver-
fahrens zu tragen. '

Von Rechts wegen



Matthias Prinz
Rechtsanwalt
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Tatbestands
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Der Klédger isvt Eigentiimer eines IKW O p e 1 - Blitz,
den er zu Berufsfahrten verwendet. Ale er am 9. Juli 1954
nacn 21 Uhr in angetrunkenem Zustand vor der Gasitwirtschaft
7@ in HENIN scinen Wagen in Betrieb seizte, wurde
er von dem Polizeimeister H{jjjp angevwiesen, den Wegen auf
dem Platz vor der Gasbtwirtschaft Tl zum Halten zu bringen.
H@® zog den Zlindschliissel des Wagens ab - der Wagen selbst
war unverschlieBbar - und nahm den infolge des Alkoholge-
nusses schwankenden Xlidger mit zur Polizeiwache. Von dort
rief er fernmiindlich einen Polizeistreifenwagen herbei, um
den Kldger zur Blutuntersuchung nach Fulda bringen zu lassen.
Der Fahrer des Streifenwagens lberzeugie sich, daB die Hand-

bremse des Lastwagens angezogen und ein Gang eingelegl wer;
dann brachte er den Kléger nach Fulda. Der Kléger hatte die
Polizeibeamten nur gebveten; sie mbchten auf der Riickfahrt
von Fulda seinen Sohn mit nach Heimbach nehmen, damit dieser
den Lastwagen nach Fulda bx:ingen kdnne.

Als die Poligeibesmten mit dem Sohn des Klédgers nach
Heimbach zuriickkemen, fanden sie etwa 200 bis 300 m unter-
halb der Gastwirtschafi Tj§ auf der StraBe Fulde-Heimbach
den Kraftwagen des Kligers besch8digt im StiraBergraben
liegen. Inzwiscnen hatte sich ndmlich der ebenfalls stark
angetrunkene Gh, der sich in der Begleitung des
Kligers befunden hatte, an das Sieuer des Lastwagens ge-
setzt, die Handbremse geldst und den Gang herausgenommen.

Da der Platz vor dem Gastbaus und die StrafBe nach Fulda leicht

abschiissig waren, war es CUJNNIP celungen, das Fahrzeug

- ohne Motorkreft und ohne Beleuchtung- die ItraSe in Richtung
Fulda hinunterrollen zu lassen. Nech eiwa 250 m war der VWagen
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gegen einen Telegraphenmast und einen Baum auf der linken
StraBenseiye gefahren und in den StraBengraben gestirzti,

Der Kliger ist wegen fahrlidssiger StraBenverkehrsge-
féahrdung (Vergehen nach §§ 315 a Abs. 1 Ziff. 2, 316 Abs, 2
StGB) zu einer Geldstrafe von 300 DM rechiskrédftig verur-
teilt worden, weil er in betrunkenem, fahruntiichtigem Zu-
stand - die Blutuntersuclung hatte einen Blutalkoholgehalt
von 1,7 %0 ergeben — seinen Lastwagen gefiihrt hat. GENGEGNGDG
ist epéiter wegen fanrlidssiger StraBenverkehrsgefdhrdung in
Tateinheit mit unbefugten Gebrauch eines Krafitfahrzeugs und
fithrung eines Kraftfahrzeugs ohne Fihrerschein sowie wegen
Urfallflucht zu einer Gesamistrafe von drei Monaten Ge-
féngnis rechtskréftig verurieilt worden.

Der Kldger nimmt das beklagte Land auf srsatz des ihm
durch den Unfa2ll seines Lastkrafiwagens entsiandenen Schadens
in Ansoruch. Er hat gelitend gemacht, der Polizeibeamte H{ENND
sei auf Grund seines polizeilicken Eingreifens verpflichtet
gewesen, fir die erforderliche Sicherung des Wageus gegen
unbefugte Benutzung durch dritte Personen zu sorgen. Diese
ihm obliegende Amﬁspfliéht habe E@p dadurch verletst,
da3 e¢xr den nichi verschlieBbaren Krzitwageun ohne aus-
reichende Sicherung auf dem Platz vor dem Gasthaus TS
habe stehen lassen. Den ihm durch diese Amtspflichtverletzung
entstehenden Schaden miisse das beklagte Land ersetzen, da
von dem vermigenslosen Gelegenheitsarbeiter GNP xein
Breatz zu erhalten sei. Die Haltung des beklagien Landes
ergebe sich auch aus dem Gesichtspunk{ der Schadensersatz-
pflicht aus 6ffentlich-rechtlicher Verwahrung, weil der
Lastwagen von dem Polizeimeister S "sichergestellt",
d.h. beschlagnahnt worder sei.
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Der Kléger, der den Sachschaden an seinem Kraftwagen
- ohne Verdienstauefall ~ auf insgesamt 603,09 DM be-
ziffert, begehrt mit seiner Klage hiervon zunichst einen
Teilbetrag von 300 DM. Er hat dementsprechend beantragt,
das beklagte Land sur Zehlung von 300 DM nebst Zinsen
seit dem 9. August 1954 zu verurteilen.

‘Das beklagte Land hat um Klageabweisung gebeten. Es
stellt in Abrede, daB der LKW des Kiﬁgers von dem Polizei-
neisier HEJJ® "sichergestellt" worden sei und HiD
amtspflichten verletzt habe. Im iibrigen sei der Kldger
filr den ihm entstandenen Schaden allein verantworitlich.

Das Landgericht hat unter Abweisung der Klage im
iibrigen das beklagte Land zur Zahlung von 150 DM nebst
Zinsen verurteilt. Hiergegen hat das beklagte Land
Berufung eingelegt mit. dem Ziel der v&lligen Abweisung
der Klage. Der Kléger hat mi% seiner AnschluBberufung
beantragt,'seiner Klage im vollem Umfenge stattzugeben.

Das Oberlandesgericht hat unter Zurlickweisung der
AnschluBberufung des Klégers auf die Berufung des be-
klagten Landes die Klage im vollen Umfange abgewiesen.
Hiergegen richtet sich die Revision des Kldgers, mit{ der
er seinen Klaganspruch weiter verfolgt. Das beklagte Land
bittet um Zuriickweisung der Revision.

Entscheidungsgrinde:

——
3

Die Revision des Klégers konnite keinen Erfolg haben.

1.) Vorauszuschicken ist, daB das Landgericht auf
Grond der Beweisaufnanme auedriicklich als nicht erwiesen
angesehen hat, daB die Poligzeibeamten den lastkrafiwagen
des Klégers "sichergesiellt" oder beschlagnzhmt haben.

-
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Hiergegen hat sich der Kiéger in der Berufungsinstanz nicht
. mehr gewandt; er hat den urspriinglich geltend gemachfen
Schadensersatzanspruch aus Sffentlichrechtlicher Verwahrung
nicht weiter verfolgt. Das Berufungsgericht ist auf diesen
Punkt in seinem Urteil nicht mehr eingegangen, so dal fiir
die Revisionsinstanz ddvon ausgugehen ist, daB der Last-
wagen weder sichergestellt noch beschlagnahmt worden ist.

2.) Das Berufungsgericht nimmt gwar - ebenso wie das
Landgericht - eine schuldhafie Amispflichiverletzung des
Polizeimeisters P deshalb an, weil dieser nicht die
erforderlichen Sicherungsvorkehrungen gegen eine Benutzung
des Wagens durch Unbefugte getroffen habe. Es kommt jedoch
zu dem Ergebnis, daB der Kl#ger selbst den eingetretenen
Schaden in erster Linie und liberwiegend verursacht und
verschuldet habe, so daB bei dem verhdltnismiBiyg gering-
filgigen Versehen des Polizeibeamten in inwendung des
§ 254 BGB eine Haftung des beklagien Iandes ganz enifalle.
Gegen diese vom Berufungsrichier vorgenommene Verteilung
der Verantwortlichkeit fir den entstandenen Schaden iwm
Rahmen des § 254 BGB wendet sich die Revision mit n#herer
Begriindung. )

3.) Die Revision ist jedoch schon deshalb unbegriindet,
weil bei dem festgestellten Sachverhalt eine scnuldhafte .
Antspflicbiverletzung des Poligeimeisters H{j#nicht an-
genommen werden kann.

Besondere Amtspflichten der Polizei aus einer Beschlag-
nahme (vgl. Urteil des Senatis vom 26. Januar 1956 III ZR
157,54 8. 8 in VersR 1956 S. 219) kommen hier nicht in
Betracht. Auch die der Polizei im &Fffentlichen Interesse
obliegenden allgemeinen Amtspflichten sind hier ohne Belang.
Es stellt sich nur die FPrage, ob und inwieweit die Polizei,




.. F ” -y m— —— — r— q W
. R . . !

g

-6 -

'wenn sie ~ wie hier - einen fahruntiichtigen Krafifahrer
und Krafifahrzeughalter vorldufig fesinimmi, diesem geren-~

idber hinsichtlich des Fahrzeugs etwas zu veranlassen hat,
Die Entscheidung dieser Frage ist von den jeweiligen kon-
kreter. Verhdliniesen des PFPalles abhingig. Im allgemeinen
gilt der Grundsatz, daB die Polizei bei einem Bingriff
gegen die Person des fahruntlichiigen Krafifahrers diesem
gegeniiber die Amispflicht hat, hipsichilich des Kraftwagens
das zu tun, was im konkreten Fall der Kraftfahrer getan
hdtte, wenn ihn die Polizei daran durch die vorldufige
Festnahme nicht gehindert haben wilrde. Es ist also hier

zu fragen, was ein gewissenhafter Krafifahrer unter den
hier obwaltenden Verhdltnissen zur Sicherung seines Kraft-
wagens gegen die Benutzung durch Unbefugte veranlaBt hdtie,
und ob das, was die Polizeibeamten getan haben, dem ent-
soricht.

Nach dem festgestellien Sachaverhali war der Lastwagen
des Kldgers nach dessen vorlidufiger Pestnahme in einer ge-
schlossenen Ortschaft auf der StraBe (auf dem verkehrs-
iiblichen "Parkplatz") vor der Gestwirtschatt THJJI® abge-
stellt worden mit angezogener Handbremse und eingelegtem
Gang. Der Polizeimeister H{JP hatte weiterhin den zum
Lastwagen gehorenden Ziindschliissel des Kldgers an sich
genommen und damit die idbliche Vorkehrung gegen ein In-
gangsetzen des Kraftwagens getroffen. Dariiber hinaus. hatte.
der "kraftfahrzeugsachversidndige" Fahrer des Polizeiwagens
nochmals die technischen Sicherungen des abgesiellten Last-
kraftwagens (angezogene Handbremse, eiigelegier Gang) lber-
prift. DaB der Wagen unverschlossen blieb, kann HEll: '
nicht angelasiet werden, da der Zastwagen nicht verschlieBbar
war und nach den nicht angegriffenen Fesitstellungen des



Berufungsgerichts der Klidger seinerseits nichts dagegen
~getan hatte. Zu den fir die Beurteilung wichiigen Umsténden
gehdrt ferner, daB der Wagen unstreitig in Gieser Weise .
nuw filr eine verhdltnismiBig kurze Zeit wihrend der Abend- ; -
stunden ‘an einem ruhigen Platz, an dem er zuvor fi 3
schon ohne Aufsicht stend, abgestellt werden sollte.

Aus diesem Sachverhalt ergibt sich: Der Polizeibeamte X
HE bat nach der vorliufigen Fesitnahme des Kliigers k|
so gehandelt, wie sonst iiblicherweise der Fehrer eines
unverschlieBbaren Krafiwagens handelt, wenn er sich voriiber- .
gehend von seinem VWagen, der in einer geschlosseren Ori-
schaft auf dem "Parkplatz" vor einem l&ndlichen Gasihof
steht, entfernt; er hat iiberdies gensu das getan, was
der Kldger nach dem unstireitigen Sachverhalt selbst trotz
der Nichtverschliefbarkeit seines Wagens bei seinem Auf-
enthalt in der Gastwirtschaft THJ getan hat.  §

Bei einer so.cher Sachlage kann dem Polizeimeister
HElR urter Zugrundelegung der an einen pflichtgetreuen i
Durchschni ttsbeamten zu stellenden inforderungen ein i
schuldhaft vfiichiwidriges Unterlassen von weiteren
zusttzlichen SicherungsmaBnahmen nicht angelastet werden.
Sntfdallt somit schon eine zum Schadensersatz veroilichitende
schuldhafte Amtspflichtverletzuny des Polizeimeisters
HED, so isi der Klageanspruch unosgriindet; die Flage
ist zur Abweisung reif, ohne daB e¢s auf die vom Berufungs—
richter vorgenommene, von der Hevision angegriffene Ver-
teilung der Veraniworilichkeit fiir dan Scheden des Klégers ,
ankommt. C ) ‘
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Hiernach war die Revision mit dexr Kostenfolge aus
§ 97 ZPO suriickzuweisen.

Dr. Geiger Dr. Arndt ¥Wolany Dr. Beyer Dr. HuBla




	ißjf^Wbcfrlagawe:^	x-: 7

	2385 096


